
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Fluggastrechte in der Insolvenz des Luftfahrtunternehmens 
 

- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 
 

BGH, Urt. v. 11.07.2024 – IX ZR 247/22 
 
Insolvenzrechtliche Ausgangslage 
 
Welche Befriedigungschancen eine Forderung in der Insolvenz des Schuldners hat, hängt entscheidend 
von ihrem insolvenzrechtlichen Rang ab. Neben den hier nicht interessierenden Forderungen gegen 
das insolvenzfreie Vermögen sind dies Insolvenzforderungen nach § 38 der Insolvenzordnung (InsO) 
und sogenannte Masseverbindlichkeiten nach § 55 InsO, die im eröffneten Insolvenzverfahren nur vom 
Insolvenzverwalter begründet werden können. Das Privileg der Masseverbindlichkeiten rechtfertigt 
sich, jedenfalls für vertragliche Ansprüche aus der Überlegung, dass derjenige, der sich auf Geschäfte 
mit dem Insolvenzverwalter einlässt, darauf vertrauen können muss, dass er seine Gegenleistung aus 
der Insolvenzmasse vollständig erhält. 
 
Insolvenzforderungen sind dagegen Forderungen, die im Zeitpunkt der Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens bereits begründet waren.  
 
Während die Masseverbindlichkeiten abgesehen von Fällen der Masseunzulänglichkeit volle 
Befriedigung erwarten dürfen, erhalten die Insolvenzgläubiger nur die Insolvenzquote, die häufig sehr 
niedrig ist, wie gerade auch der vorliegende Fall zeigt, in dem lediglich eine Quote von 0,1 % auf die 
Insolvenzforderungen gezahlt wurde. Nicht selten wird gar keine Quote gezahlt. 
 
Im Insolvenzverfahren mit Eigenverwaltung wird kein Insolvenzverwalter bestellt, diese Aufgabe 
übernimmt der Schuldner oder im Fall einer juristischen Person, etwa einer GmbH, ihr Geschäftsführer. 
Masseverbindlichkeiten begründet folglich hier der sich selbst verwaltende Schuldner. 
 
Anders als Insolvenzforderungen können Masseverbindlichkeiten nicht durch ein 
Insolvenzplanverfahren geregelt werden, sie sind vielmehr unabhängig vom Inhalt des Insolvenzplans 
vollständig zu befriedigen. 

 
Der zu entscheidende Fall 
 
Im August 2019 buchte der Kläger für sich und die Klägerin bei dem beklagten Luftfahrtunternehmen 
Flüge von Düsseldorf nach Westerland/Sylt und von Westerland/Sylt zurück nach Düsseldorf. Sie 
bezahlten den Flugpreis. Die Flüge sollten im Juni 2020 stattfinden. Am 01.12.2019 wurde das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Beklagten eröffnet und Eigenverwaltung angeordnet. Die 
Beklagte setzte den Flugbetrieb fort. Am 28.05.2020 annullierte die Beklagte aufgrund von 
Reisebeschränkungen (COVID-19) die Flüge und bot einen Fluggutschein an, den die Kläger ablehnten. 
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Ersatzflüge bot sie den Klägern nicht an. Noch an demselben Tag buchte der Kläger Ersatzflüge bei 
einer anderen Fluggesellschaft. Hierfür entstanden Kosten in Höhe von 602,48 €. Das 
Insolvenzverfahren über das Vermögen der Beklagten wurde, nachdem ein Insolvenzplan zustande 
gekommen war, mit Beschluss vom 26.11.2020 aufgehoben. Der Insolvenzplan sieht für 
Insolvenzforderungen eine Quote von 0,1% und Zusatzquoten vor. 
 
Die Kläger begehren Zahlung einer Ausgleichszahlung von 250 € pro Person zuzüglich Zinsen, darüber 
hinaus Erstattung der für die Ersatzbeförderung aufgewendeten Kosten in Höhe von 602,48 € nebst 
Zinsen. Das Amtsgericht hat der Klage lediglich in Höhe von 0,1% der geltend gemachten Forderungen 
stattgegeben. Auf die Berufung der Kläger hat das Landgericht als Berufungsgericht die Beklagte 
antragsgemäß verurteilt, weil es die Forderungen der Kläger als Masseverbindlichkeiten angesehen 
hatte. Mit ihrer vom Berufungsgericht zugelassenen Revision will die Beklagte die Wiederherstellung 
des amtsgerichtlichen Urteils erreichen. Der Bundesgerichtshof (BGH) stellt auf die Revision der 
Beklagten das amtsgerichtliche Urteil wieder her. 
 
Die Forderung der Kläger beruht auf der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11.02.2004 über eine gemeinsame Regelung für Ausgleichs- und 
Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer 
Verspätung von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (kurz: Fluggastrechte-
VO). 
 
Nach Art. 5 Abs. 1 Fluggastrechte-VO gilt unter anderem: 
 
Bei Annullierung eines Fluges werden den betroffenen Fluggästen 
 

a) vom ausführenden Luftfahrtunternehmen Unterstützungsleistungen gemäß Artikel 8 
angeboten, 

b) … 
c) vom ausführenden Luftfahrtunternehmen ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen gemäß 

Artikel 7 eingeräumt, es sei denn, 
i) sie werden über die Annullierung mindestens zwei Wochen vor der planmäßigen Abflugzeit 
unterrichtet, oder 
ii) sie werden über die Annullierung in einem Zeitraum zwischen zwei Wochen und sieben 
Tagen vor der planmäßigen Abflugzeit unterrichtet und erhalten ein Angebot zur 
anderweitigen Beförderung, das es ihnen ermöglicht, nicht mehr als zwei Stunden vor der 
planmäßigen Abflugzeit abzufliegen und ihr Endziel höchstens vier Stunden nach der 
planmäßigen Ankunftszeit zu erreichen, oder 
iii) sie werden über die Annullierung weniger als sieben Tage vor der planmäßigen Abflugzeit 
unterrichtet und erhalten ein Angebot zur anderweitigen Beförderung, das es ihnen 
ermöglicht, nicht mehr als eine Stunde vor der planmäßigen Abflugzeit abzufliegen und ihr 
Endziel höchstens zwei Stunden nach der planmäßigen Ankunftszeit zu erreichen… 
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Art. 7 Abs. 1 Fluggastrechte-VO lautet: 
 
Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so erhalten die Fluggäste Ausgleichszahlungen in folgender 
Höhe: 
 
a) 250 EUR bei allen Flügen über eine Entfernung von 1 500 km oder weniger, 
b) 400 EUR bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr    
     als 1 500 km und bei allen anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1 500    
     km und 3 500 km, 
c) 600 EUR bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Flügen… 
 
Art. 8 Fluggastrechte-VO gewährt dem Reisenden bei Flugannullierungen unter anderem Anspruch auf 
einen Ersatzflug durch das Luftfahrtunternehmen, den die Beklagte, wie ausgeführt, nicht angeboten 
hat. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Zwar geht auch der BGH vom Bestehen der Ansprüche der Kläger in der geltend gemachten Höhe aus, 
mit dem Amtsgericht behandelt er die Ansprüche der Kläger als bloße Insolvenzforderungen. Die 
Voraussetzungen für eine Masseverbindlichkeit nach § 55 InsO lägen nicht vor. 
 
Dazu, ob Ansprüche aus der Fluggastrechte-Verordnung eine Masseverbindlichkeit oder eine 
Insolvenzforderung darstellen, wenn der Flug vor Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 
Vermögen der Fluggesellschaft gebucht und bezahlt, der Flug aber erst nach der Eröffnung annulliert 
worden ist, gebe es keine spezialgesetzlichen nationalen oder europarechtlichen Regelungen. Vielmehr 
ergebe sich aus Art. 7 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20.05.2015 über Insolvenzverfahren (EuInsVO), dass für das Insolvenzverfahren und seine 
Wirkungen das Insolvenzrecht des Mitgliedsstaates gelte, in dessen Hoheitsgebiet das Verfahren 
eröffnet werde. Mithin sei vorliegend allein das deutsche Recht maßgeblich ist, wie der BGH bereits 
mehrfach in Parallelfällen entschieden hat. 
 
Ansprüche, die, wie die Ansprüche der Kläger, im Zeitpunkt der Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
begründet waren, seien gemäß § 38 InsO Insolvenzforderungen. Sekundäransprüche, also der 
Ausgleichs- und der Ersatzanspruch der Kläger, die aus der Nichterfüllung insolvenzbedingt nicht 
durchsetzbarer Ansprüche folgten, begründeten keine Masseverbindlichkeiten, was ebenfalls schon 
mehrfach entschieden wurde. 
 
Im Streitfall handele es sich um solche Sekundäransprüche aus der Nichterfüllung insolvenzbedingt 
nicht durchsetzbarer Ansprüche. Dass und warum Handlungen des Verwalters oder des 
eigenverwaltenden Schuldners, die allein die Nichterfüllung vor der Eröffnung geschlossener, nicht aus 
der Masse zu erfüllender Verträge betreffen und damit nur der Abwicklung dienen, nicht § 55 Abs. 1 
Nr. 1 InsO fallen hat der BGH auch bereits in früheren Entscheidungen dargelegt. Die Angriffe der 
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Revision gäben keinen Anlass, hiervon abzuweichen. Motiv und Anlass, aus denen sich der 
Insolvenzverwalter oder der eigenverwaltende Schuldner für die Nichterfüllung einer Forderung 
entschieden, seien insoweit ohne Bedeutung. Es sei mit den gesetzlichen Regelungen der 
Insolvenzordnung nicht vereinbar, einen auf die Nichterfüllung bloßer Insolvenzforderungen gestützten 
Schadensersatz- oder Ausgleichsanspruch als Masseverbindlichkeit zu behandeln. Anderenfalls wären 
der Insolvenzverwalter oder der eigenverwaltende Schuldner entgegen § 87 InsO mittelbar 
gezwungen, Insolvenzforderungen vollständig aus der Masse zu erfüllen. Dies zeigten auch die 
Regelung und Wertung des § 103 Abs. 2 Satz 1 InsO, wonach ein Insolvenzgläubiger Ansprüche wegen 
Nichterfüllung eines gegenseitigen Vertrags nur als Insolvenzgläubiger verfolgen könne, wenn der 
Insolvenzverwalter im Falle noch nicht oder nicht vollständig erfüllter gegenseitiger Verträge die 
Erfüllung ablehne. 
 
Die Fortsetzung des Flugbetriebs durch die Beklagte werte die Insolvenzforderung der Kläger nach der 
Rechtsprechung des Senats weder für sich genommen noch in Verbindung mit etwaigen Erklärungen 
der Beklagten, der Flugbetrieb werde fortgesetzt, zu Masseforderungen auf. Einen den Klägern 
zeitgleich mit der Annullierung des Flugs angebotenen Reisegutschein hätten sie nicht angenommen. 
 
Auch das Ziel der Fluggastrechte-VO, ein hohes Schutzniveaus für Fluggäste zu gewähren, und deren 
gebotene weite Auslegung änderten nichts an der insolvenzrechtlichen Einordnung der geltend 
gemachten Ansprüche der Kläger. Es gehe hier nicht um Inhalt und Reichweite von Fluggastrechten, 
sondern um deren Schicksal in der Insolvenz des Luftfahrtunternehmens. Hierzu treffe die 
Fluggastrechte-VO keine Aussage. 
 
Einer Vorlage an den Europäischen Gerichtshof (EuGH) bedürfe es nicht. 


